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1. Rechtsgrundlage 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beschließt die zur Sicherung der ärztlichen 
Versorgung erforderlichen Richtlinien über die Gewähr für eine ausreichende, zweckmäßige 
und wirtschaftliche Versorgung der gesetzlich Versicherten. 
Die vom G-BA gemäß § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB V beschlossenen Richtlinien über die 
ärztliche Betreuung während der Schwangerschaft und nach der Entbindung (Mutterschafts- 
Richtlinien [Mu-RL]) regeln die ärztliche Betreuung während der Schwangerschaft und nach 
der Entbindung einschließlich der Indikationen für die einzelnen Maßnahmen sowie Art, 
Umfang und Durchführung der Maßnahmen einschließlich der Dokumentation relevanter 
Untersuchungsergebnisse, die in der Anlage 3 der Mu-RL (Mutterpass) eingetragen werden. 
 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Die Mu-RL umfassen Vorgaben zu Untersuchungen und Beratungen, die im Mutterpass zu 
dokumentieren sind. 
Mit Blick auf die Funktion des Mutterpasses als ärztliches Befund- und Kontrolldokument ist 
es erforderlich jeweils zu prüfen, welche Vorgaben der Mu-RL in den Mutterpass aufzunehmen 
sind. Außerdem ergeben sich in unterschiedlichen Kontexten, neben medizinischen 
Anpassungs- und Ergänzungserfordernissen, auch solche, die der Vereinfachung in der 
praktischen Anwendung des Mutterpasses dienen. 
Bei der Änderung der Anlage 3 (Mutterpass) der Mu-RL handelt es sich um eine Anpassung 
bei den Angaben zum „Geschlecht“ des Kindes. 
Bislang besteht im Mutterpass nur die Möglichkeit das Geschlecht des Kindes dem weiblichen 
oder dem männlichen Geschlecht zuzuordnen. Am 22. Dezember 2018 ist das Gesetz zur 
Änderung der in das Geburtenregister einzutragenden Angaben vom 18. Dezember 2018 
(BGBl. I, S. 2635) in Kraft getreten. 
Mit dem Gesetz wird an der Pflicht der personenstandsrechtlichen Registrierung des 
Geschlechts bei der Geburt in § 21 Absatz 1 Nummer 3 PStG festgehalten. In § 22 Absatz 3 
PStG wird die Möglichkeit eingeräumt, bei der Beurkundung der Geburt eines Neugeborenen 
neben den Angaben „weiblich“ und „männlich“ oder der Eintragung des Personenstandsfalls 
ohne eine solche Angabe, auch die Bezeichnung „divers“ zu wählen, wenn eine Zuordnung zu 
einem der beiden Geschlechter nicht möglich ist. 
Im Zuge dieser Gesetzesänderung wurde im G-BA beraten, ob auch Richtlinien des G-BA von 
dieser Regelung betroffen sind und entsprechend angepasst werden müssten. 
Daraufhin wurden Beratungen über eine Änderung der Mu-RL sowie Beratungen über eine 
Änderung der Kinder-Richtlinie (Ki-RL) speziell des „Gelben Heftes“ an das 
Personenstandsgesetz aufgenommen. 
Für den Mutterpass wurde geprüft, ob die Optionen des Geschlechtseintrages des Kindes 
neben den bisherigen Ankreuzfeldern „männlich“ und „weiblich“ um die Angaben „divers“ und 
„ohne Angabe“ erweitert werden sollten. Im Beschlussentwurf, der in das 
Stellungnahmeverfahren gegeben wurde, war eine Erweiterung der möglichen Angaben zum 
Geschlecht des Kindes („ohne Angabe“ und „divers“) vorgesehen. 
Nach Auswertung und Beratung der schriftlichen Stellungnahmen sowie der mündlichen 
Anhörung kommt der G-BA zu der Einschätzung, dass die Geschlechtsangaben im Mutterpass 
in identischer Weise, wie beim Kinderuntersuchungsheft gestaltet werden sollen. Begründet 
wird dieses Vorgehen damit, dass es sich zum Zeitpunkt der Geburt um eine Inspektion der 
äußeren Geschlechtsmerkmale handelt. Eine medizinische Notwendigkeit für erweiterte 
Dokumentationsoptionen ist nicht gegeben. Es wird vielmehr durch den Verzicht auf die 
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Anpassung an die personenstandsrechtliche Begrifflichkeit deutlich, dass es sich im 
vorliegenden Untersuchungskontext um eine rein medizinische Ersteinschätzung handelt und 
nicht um eine medizinische Feststellung mit personenstandsrechtlicher Wirkung. Das 
Personenstandsgesetz betrifft den Anwendungsbereich der vorliegenden Richtlinie nicht. Eine 
Erweiterung der Dokumentationsoptionen ist hier auch nicht aus verfassungsrechtlichen 
Gründen geboten. Der Geschlechtseintragung kommt in diesem Zusammenhang nämlich 
keine Identität stiftende und ausdrückende Wirkung zu. Es ist auch medizinisch nicht geboten, 
die Kategorien des Personenstandsgesetzes anzuwenden. Eine mögliche 
Abklärungsdiagnostik erfolgt bei Auffälligkeiten unabhängig von der Dokumentation im 
Mutterpass, einzig aufgrund einer etwaigen medizinischen Notwendigkeit im Einzelfall. 
Die Ankreuzfelder zum Geschlecht des Kindes „männlich“ und „weiblich“ und „unbestimmt“ 
gibt es im Kinderuntersuchungsheft bereits. In der Praxis werden die erforderlichen Angaben 
bei der ersten Untersuchung (U1) im Mutterpass und gleichlaufend auch im 
Kinderuntersuchungsheft dokumentiert. 
Mit Blick auf eine kongruente Ausgestaltung von Richtlinienvorgaben hat der G-BA nun auch 
im Mutterpass die weitere Möglichkeit zum Eintrag des Geschlechts „unbestimmt“ vorgesehen. 
 

3. Würdigung der Stellungnahmen 

Der zuständige Unterausschuss Methodenbewertung hat am 28. Februar 2019 die Einleitung 
des Stellungnahmeverfahrens gemäß § 91 Abs. 5, 5a und § 92 Abs. 1b, 7d SGB V 
beschlossen. Am 1. März 2019 wurde das Stellungnahmeverfahren mit einer Frist bis zum 
29. März 2019 eingeleitet. 
 
Stellungnahme der Bundesärztekammer gemäß § 91 Abs. 5 SGB V  
Die Bundesärztekammer hat am 29. März 2019 eine Stellungnahme abgegeben. 
 
Stellungnahme des Bundesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 
gemäß § 91 Abs. 5a SGB V 
Der Bundesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit hat keine Stellungnahme 
abgegeben. 
 
Stellungnahmen der Organisationen der Hebammen gemäß § 92 Abs. 1b SGB V 
Der Deutsche Hebammenverband e.V. hat keine Stellungnahme abgegeben. 
Der Bund freiberuflicher Hebammen Deutschlands e.V. hat keine Stellungnahme abgegeben. 
 
Stellungnahmen gemäß § 92 Abs. 7d SGB V 
Die Deutsche Gesellschaft für Hebammenwissenschaft hat am 29. März 2019 eine 
Stellungnahme abgegeben. 
Die nachfolgenden einschlägigen wissenschaftlichen Fachgesellschaften wurde über ihr 
Stellungnahmerecht mit Schreiben vom 1. März 2019 informiert, haben aber keine 
Stellungnahme abgegeben:  

• Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familienmedizin 
• Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe 
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• Deutsche Gesellschaft für Psychosomatische Frauenheilkunde und Geburtshilfe 
• Deutsche Gesellschaft für Reproduktionsmedizin 

 
Die nachfolgenden wissenschaftlichen Fachgesellschaften wurden von der 
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Fachgesellschaften zusätzlich ausgewählt: 

• Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin 
• Deutsche Gesellschaft für Sexualforschung 
• Deutsche Gesellschaft für Sexualmedizin, Sexualtherapie & Sexualwissenschaft 
• Deutsche Gesellschaft zur Förderung der Sexuellen Gesundheit 
• Deutsches Netzwerk Evidenzbasierte Medizin 

Die Deutsche Gesellschaft zur Förderung der Sexuellen Gesundheit hat am 29. März 2019 
eine Stellungnahme abgegeben. 
Die Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin, die Deutsche Gesellschaft für 
Sexualforschung, die Deutsche Gesellschaft für Sexualmedizin, Sexualtherapie & 
Sexualwissenschaft und das Deutsches Netzwerk Evidenzbasiertes Medizin haben jeweils 
keine Stellungnahme abgegeben. 
Die Würdigung der schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen ist in der Anlage I 
dokumentiert. 
 
Würdigung der mündlichen Stellungnahme 
Aufgrund der Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen und der mündlichen 
Stellungnahme wurde der Beschlussentwurf geändert: 
Die Anlage 3 (Mutterpass) wird auf den Seiten 15 und 31 wie folgt geändert: 
In dem Abschnitt „Geburt“ wird in der Zeile „Geschlecht“ nach den dieser Zeile zugeordneten 
Ankreuzkästchen „m“ und „w“ sowohl in der Spalte „1. Kind“ als auch in der Spalte „2. Kind 
(Zwilling)“ jeweils ein weiteres Ankreuzkästchen „unbestimmt“ eingefügt. 
Das Wortprotokoll zur mündlichen Anhörung ist in der Anlage II dokumentiert. 

4. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten 
Informationspflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und 
dementsprechend keine Bürokratiekosten. 
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5. Verfahrensablauf 

 
Berlin, den 20. Februar 2020 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken 
  

Datum Gremium Beratungsgegenstand 
22. Dezember 2018  Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung der in das 

Geburtenregister einzutragenden Angaben 

28. Februar 2019 UA MB Beratung zur Beschlussempfehlung der AG 
Familienplanung  
Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens 
gemäß §§ 91 Abs. 5, 5a sowie 92 Abs. 7d SGB V 

23. Mai 2019 UA MB Anhörung, Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 
und Rückverweisung in die AG Familienplanung 

25. Juli 2019 UA MB abschließende Beratung und Beschlussempfehlung mit 
der Maßgabe, dem Plenum die Beschlussempfehlung 
nachfolgend zu seiner Entscheidung über die 
Ausgestaltung der Geschlechterangaben im 
Kinderuntersuchungsheft (Anlage 1 der Kinder-
Richtlinie) vorzulegen. Zur Anlage 1 der Kinder-Richtlinie 
hat das Plenum am 19.12.2019 einen 
Nichtänderungsbeschluss gefasst. 

20. Februar 2020 Plenum Beschlussfassung 

26. März 2020  Prüfung des Beschlusses durch das BMG gemäß 
§ 94 Abs. 1 SGB V 

27. April 2020  Veröffentlichung des Beschlusses im Bundesanzeiger 

28. April 2020  Inkrafttreten des Beschlusses 
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Anlage I Übersicht zur Würdigung der schriftlichen Stellungnahmen und 
mündlichen Stellungnahme 
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Anlage II Wortprotokoll zur mündlichen Anhörung 
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